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Ausgehend von den Begriffen Autonomie (aus dem Bereich Ethik) und Urteilsfähigkeit 
(aus dem Bereich Recht) setzen wir uns in diesem Workshop mit den folgenden 
praxisrelevanten Fragen auseinander: 

1. In welcher Weise können psychische Störungen die Selbstbestimmungskompetenz 
der betroffenen Person einschränken? 

2. Welche Rolle spielt die psychiatrische Diagnose für die Beurteilung der 
Selbstbestimmungskompetenz? 

3. Wie verhindern wir, dass durch eine – in der Medizin übliche und oft auch sinnvolle – 
Fokussierung auf Defizite die trotz einer psychischen Störung vorhandenen 
Kompetenzen einer Person unterschätzt oder gar übersehen werden? 

4. Welche Möglichkeiten gibt es, die Selbstbestimmungskompetenz einer psychisch 
erkrankten Person zu erfassen? 

 
Eingangs werde ich einen exemplarischen Fall aus dem akut-psychiatrischen Bereich 
vorstellen. Anhand der Kasuistik werden die genannten Fragen diskutiert und gemeinsam 
praxistaugliche Antworten erarbeitet. Die Teilnehmenden haben auch ihrerseits die 
Möglichkeit, praxisrelevante Fragen zum Thema einzubringen und diskutieren zu lassen.  

Die Präsentation und weitere Unterlagen der Fachtagung stehen auf 
 www.kokes.ch → Aktuell → „Tagung 2016“  zum Download bereit. 

http://www.kokes.ch/
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Schweizerisches Zivilgesetzbuch (ZGB) 



Urteilsfähigkeit (1) 

• Urteilsfähigkeit, als Voraussetzung der Hand-

lungsfähigkeit, ist als zentraler Rechtsbegriff 

auch im medizinischen Kontext von hoher 

Bedeutung. 

• Kernelement ist die Kompetenz, eine Situation 

korrekt aufzufassen, zu verstehen und – auf 

dem Hintergrund des individuellen Wertgefüges 

der Person – sinnvolle Konsequenzen zu 

ziehen.  
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Urteilsfähigkeit (2) 

• Urteilsfähigkeit ist kein eindimensionales 

Konstrukt. Es beinhaltet 

  - kognitive 

 - affektive 

 - wertende 

 - voluntative 

 Elemente, die bei der ärztlichen Unter-

suchung zu berücksichtigen sind. 



Urteilsfähigkeit (3) 

• Bezüglich Vorhandensein oder Fehlen ist sie 

eine absolute Grösse. 

 Eine Person ist in einer konkreten Entscheidsituation 

entweder urteilsfähig oder urteilsunfähig. 

• Bezüglich des Sachverhaltes, um den es geht, 

ist sie eine relative Grösse. 

 Eine leicht demente Person kann sowohl urteilsunfähig 

mit Blick auf eine komplexe Finanztransaktion als auch 

urteilsfähig mit Blick auf eine Zahnextraktion sein. 



Urteilsfähigkeit (4) 

• Psychopathologischer Befund, Angaben von 

Pflegepersonen und Angehörigen, allenfalls 

ergänzt durch standardisierte Erhebungsinstru-

mente liefern wesentliche Entscheidgrundlagen. 

• Unmittelbare Rückschlüsse von der Diagnose 

oder von «unvernünftigem» Verhalten auf die 

Urteilsfähigkeit sind unzulässig 
(gilt auch für gravierende Diagnosen wie Schizophrenie 

oder Alzheimer-Demenz). 



Urteilsfähigkeit (5) 

• Bei urteilsfähigen Personen ist eine 

Zwangsbehandlung („Behandlung ohne 

Zustimmung“) grundsätzlich unzulässig 
(wenige Ausnahmen, z.B. Seuchengesetz). 

• Bei urteilsunfähigen Personen ist sie unter 

bestimmten Voraussetzungen rechtlich 

zulässig und ethisch vertretbar, aber 

keineswegs automatisch qua Urteilsun-

fähigkeit. 
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Résumé (I) 

▶ Kognitive, affektive, wertende, voluntative 

Elemente bestimmen die Urteilsfähigkeit 

▶ Vorhandensein/Fehlen: UF = absolute Grösse 

Sachverhalt: UF = relative Grösse 

▶ Grundlagen: Psychopathologischer Befund, 

Risikoprofil, Umfeldinformationen, (Skalen) 

▶ Nicht entscheidend: Diagnose, mangelnde 

Compliance, Ablehnung der Behandlung 

 



Résumé (II) 

▶ Bei Urteilsfähigkeit: Zwangsbehandlung 

ist unzulässig. 

Bei Urteilsunfähigkeit: Zwangsbehandlung 

kann unter klar definierten Bedingungen 

zulässig sein. 

▶ Das Thema „hat Konjunktur“, bleibt aber 

schwierig. Es braucht nachhaltige For-

schung, empirisch wie konzeptuell. 
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Fallvignette für den Workshop 
„Einfluss von psychischen Störungen auf die Selbstbestimmungskompetenz“ 
 
Leitung: Paul Hoff 
 
 
 
Herr A.B. ist 48-jährig, verheiratet, hat 2 adoleszente Kinder und arbeitet als Sachbe-
arbeiter bei einer Versicherung mit einem 60%-Pensum. Er leidet seit vielen Jahren 
unter einer ausgeprägten bipolaren Störung (frühere Bezeichnung: manisch-
depressive Erkrankung), die regelmässig ambulant und intermittierend auch stationär 
behandelt wird. Seine Ambulanztermine nimmt er ausserhalb der manischen Phasen 
zuverlässig wahr; auch zeigt er eine hohe Zuverlässigkeit („Compliance“) bezüglich 
der seit 20 Jahren etablierten vorbeugenden Langzeitmedikation mit Lithium. 
 
 
Stellen Sie sich bitte vor, Sie träfen in Ihrem beruflichen Umfeld auf diesen Patien-
ten/Mandanten/Klienten in den folgenden Situationen und müssten sich zu der Frage 
äussern, wie es jeweils um seine Selbstbestimmungskompetenz stehe:  
 
Situation 1 
Herr A.B. ist leicht depressiv verstimmt, aber arbeitsfähig. Er wünscht eine deutliche 
Reduktion des seit 6 Wochen (zusätzlich zu Lithium) ärztlich verordneten Antidepres-
sivums, weil es unangenehme Nebenwirkungen gebe. 
 
Situation 2 
Herr ist mittelgradig manisch verstimmt und deswegen nicht mehr arbeitsfähig. Er 
leidet seit 1 Woche unter einem unangenehmen Ziehen in einem Backenzahn. Der 
telefonisch konsultierte Zahnarzt möchte ihn unbedingt persönlich untersuchen, weil 
er die Entwicklung eines Abszesses befürchtet. Herr A.B. teilt nun plötzlich mit, er sei 
körperlich und psychisch kerngesund und werde definitiv keine Arzttermine wahr-
nehmen, auch nicht denjenigen beim Zahnarzt. 
 
Situation 3 
Herr A.B. leidet seit 6 Wochen unter einer schweren psychotisch-depressiven Phase. 
Er zeigt einen ausgeprägten Schuldwahn mit wiederkehrenden suizidalen Gedanken. 
In der Klinik erklärt er, sein gesamtes Vermögen per sofort einem Entwicklungshilfe-
projekt überschreiben zu wollen, um so wenigsten etwas von seiner Schuld gutzu-
machen. 
 
 
Mögliche Fragen/Diskussionsthemen: Wie würden Sie entscheiden? Welche Kriterien 
sind plausibel und tragfähig, um die Urteilsfähigkeit und Selbstbestimmungskompe-
tenz von Herrn A.B. einzuschätzen? Welche Informationen braucht es für einen sol-
chen Entscheid mindestens? Welche Rolle spielt die psychiatrische Diagnose? 
 
 


